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IWB wollen weg von russischem Erdgas
DerBasler Energieversorger treibt bei derWärmedenUmbau zu erneuerbarenEnergien voran.DochdieAbhängigkeit vonGas ist noch gross.

Hans-Martin Jermann

Seit demAusbruch des Ukraine
KriegswirdbeidenIndustriellen
Werken Basel (IWB) mit noch
höherer Dringlichkeit über Ver-
sorgungssicherheitunddenUm-
bauRichtungerneuerbareEner-
gien diskutiert. Sowohl beim
StromalsauchbeimGassinddie
Einkaufspreise im vergangenen
Jahr regelrecht explodiert. In
Basel-Stadt istdieRegierung für
dieFestlegungderPreise fürdie
Endkunden zuständig.

«Klar ist: Die Strom- und
Gaspreise werden weiter stei-
gen», sagte IWB-Chef Claus
Schmidt an der Jahresmedien-
konferenz. Eine Nullrunde sei
unwahrscheinlich. Die Erhö-
hung der Fernwärme- undGas-
preise per 1.April 2022 sowie
jene für Strom per Anfang Jahr
bildeten also bloss den Auftakt
zu schmerzhafterenPreissteige-
rungen. Die Ausgangslage in
den Geschäftsfeldern unter-
scheidet sich dennoch deutlich.

Wärmeversorgung

Die IWBwollendasFernwärme-
netz in den nächsten 15 Jahren
massiv ausbauen und so die
Wärmeversorgungklimafreund-
lichergestalten.DieFernwärme,
die zu einem grossen Teil von
derKehrichtverwertungsanlage
sowievonzweiHolzkraftwerken
stammt,decktaktuell 51Prozent
desWärmebedarfsderStadtBa-
sel. Bis 2037 soll dieser Anteil
auf über 80Prozent steigen.

Der Grosse Rat hat dazu im
vergangenenOktober Investitio-
nen von460MillionenFranken
genehmigt. Das Gasnetz in der
Stadt soll stillgelegtwerden.Die
IWB beliefert zudem rund 30
Gemeinden indenKantonenBa-
selland, Aargau und Solothurn
mit Gas. Dazu stellt Schmidt

klar:«Wirbleiben inderGasver-
sorgung eine zuverlässige Part-
nerin,bietenaber jeneHand,die
ihre Versorgung wie die Stadt
Basel transformierenmöchten.»

Aktuell liegt der Anteil des
Erdgases bei den Heizungen in
der Stadt noch bei über 40 Pro-
zent – das ist sowohl klima- und
geopolitisch als auch versor-
gungstechnisch problematisch.
Rund 40Prozent aller Gas-
importe indieSchweiz stammen
ausRussland.ZwarwirdGasan-
ders als Strom nicht mit Her-
kunftsnachweis gehandelt. Die
IWB gehen davon aus, dass sie
etwa imselbenAusmasswieder

SchweizerDurchschnittGasaus
Russland beziehen. Die Ratio-
nierung von Gas sei ein Worst-
Case-Szenario, dessen Wahr-
scheinlichkeit seit dem Aus-
bruchdesKriegesnichtmehrbei
null liege, betont Schmidt.

Strom

Beim Strom ist die Situation für
die IWB komfortabler. Die Bas-
lerinnen undBasler werden seit
Jahren mit Strom beliefert, der
zu 100Prozent aus erneuerba-
ren Energien stammt. Dennoch
müsstendie Investitionen indie
erneuerbare inländische Pro-
duktion massiv gesteigert wer-

den, findet Schmidt. Die IWB
sind zu 49Prozent am Bau der
grösstenalpinenSolaranlageder
Schweiz (am Muttsee in den
Glarner Alpen) beteiligt. Diese
soll imkommendenAugustvoll-
ständig ansNetz gehenwerden.

Das Thema Versorgungs-
sicherheit stellt sich auch beim
Strom,wenn auch nicht ganz so
dringlich wie beim Gas: Die
Strommangellage betreffe vor
allem die Zeit ab 2025. Um die
Versorgung zu gewährleisten,
könnten kurz- bis mittelfristig
Gas-odergarÖlkraftwerkenötig
sein. Ökologisch wäre das frei-
lich unschön, sagt Schmidt.

E-Ladeinfrastruktur

Die IWBunterstützendieBasler
Verkehrsbetriebe bei der Um-
stellung der Flotte auf E-Busse
bis 2027. Sie stellen die Lade-
infrastruktur fürdie 120Elektro-
bussezurVerfügung, inderneu-
enGaragebeimRankhofundan
Gelegenheitsladestationen an
Endhaltestellen. Es handle sich
um eines der grössten solchen
Projekte in Europa, heisst es.
DanebenwollenRegierungund
Parlament bis 2026 auf öffent-
lichem Grund 200 Ladestatio-
nen fürprivateElektroautosauf-
stellen lassen.DenAuftragdazu
haben die IWBerhalten.

WeiterePionier-Projekte

Wie andere Energieversorger
tunsichdie IWBschwer,Projek-
te inneuenTechnologienzu rea-
lisieren.Es sei zermürbend, sagt
Verwaltungsratspräsident Urs
Steiner.VonderEnergiebranche
werde Engagement für die
Erneuerbaren gefordert: «Das
unterstützenwir, abermanmuss
uns eben auchmachen lassen»,
sagt Steiner. Die Zeithorizonte
seien viel zu lang. Beispiel: Die
IWBgabenvorübereinemJahr-
zehnt bekannt, auf dem Chall
bei Kleinlützel eine Windkraft-
anlage zu bauen. Vor wenigen
Monaten erfolge der Eintrag in
denRichtplandesKantonsSolo-
thurn;nunstehenNutzungsplan
undUmweltverträglichkeitsprü-
fung an. Wegen Konflikten mit
der Luftfahrt haben die IWB
ebendieAnlagevonfünfaufvier
Windräder redimensioniert,wie
die«BaslerZeitung»berichtete.

Widerstand gibt es auch
gegendievonden IWBgeplante
Wasserstoffproduktionsanlage
auf der Kraftwerkinsel in Birs-
felden.Einsprachensindvorder
BaurekurskommissiondesKan-
tons Baselland hängig.

Das Basler Fernwärmenetz wird (wie hier in der Gundeldingerstrasse) massiv ausgebaut. Bild: Nicole Nars-Zimmer (23.Mai 2022)

Vor dem Gesetz sind – fast – alle gleich
Das Basler Beschaffungsgesetz soll einen politisch besonders korrekten Zusatz erhalten.

ChristianMensch

Das Geschäft 20.1317 im Gros-
sen Rat verspricht maximale
Langeweile. Es handelt vom
«Ratschlag zum Einführungs-
gesetz zur InterkantonalenVer-
einbarung über das öffentliche
Beschaffungswesen».Es ist von
und für Technokraten, wichtig
für das Funktionieren der Ver-
waltung, unerheblich für das
tägliche Zusammenleben.

Und doch:Mehr als ein Jahr
lang hat sich die Justiz- und
Sportkommission (JSSK) des
Grossen Ratesmit der Revision
befasst, siebenmal hat sie sich
zu Sitzungen getroffen, ein
Rechtsgutachtenwurdevonder
Verwaltung inAuftraggegeben.

Im Grundsatz dient die
rechtliche Regulierung des Be-
schaffungswesens der Trans-
parenz und der Antidiskrimi-
nierung: Alle Marktteilnehmer
sollen den gleichen Zugang zu
öffentlichen Aufträgen haben,
ob sie nun mit den Regierungs-
räten im gleichen Rotary Club

sitzen oder ob sie aus demAus-
land ein Produkt oder eine
Dienstleistung anbieten.

Nachdem der Bund sein
übergeordnetes Gesetz nach
einemHickhackmitdenKanto-
nen modernisiert und Anfang
2021 in Kraft gesetzt hat, ist es
an den Kantonen, ihre Gesetze
anzupassen. Doch dies dauert.
Möglichst zügig, meinte zwar
die Basler Regierung, sollte der
KantondieGesetzeslageharmo-
nisieren, allerdingshat siedabei
nicht mit der JSSK-Hingabe für
dasGeschäft gerechnet.

ImselbenAbsatz:
BehinderteundUmwelt
Ein Punkt, so ist dem neu er-
schienen Bericht der JSSK zu
entnehmen, scheint ein beson-
deres Anliegen der Grossrätin-
nen und Grossräte zu sein: die
BerücksichtigungderBehinder-
tenundderBeeinträchtigtenbei
den Basler Beschaffungen. Der
Regierungsrat beauftragte das
Baudepartement, einen Vor-
schlag auszuarbeiten. Dieses

wiederum gab bei einem Zür-
cher Rechtsprofessor ein Gut-
achten in Auftrag. Dieser ver-
wies auf vierWege,diedafürbe-
gangen werden könnten, doch
keinerdavonschiendenBaslern
zielführend.DenngerätderGe-
setzestext etwazukonkret,wäre
plötzlich die heikle Frage zu be-
antworten, wann ist ein Beein-
trächtigter ein Behinderter?

Das BVD versuchte sich
dannmit einer eigenen Formu-
lierung, die in der Kommission
Gefallen fand. Diese sei so klar
formuliert, dass sie «eine Sen-
sibilisierung der Verwaltung»
fördere, aber gleichzeitig offen
genug, umnicht selbst zudiskri-
minieren und sogar das Feld
weiter zuöffnen:AuchUmwelt-
und Klimaanliegen könnten
damit berücksichtigt werden.

Der Passus eines neuen
Absatzes heisst nun in seinem
zweitenTeil:DerRegierungsrat
wird ermächtigt, «wichtige
Themen, insbesondere die
Gleichstellung von Menschen
mit Behinderungen sowie den

Klima- und Umweltschutz, bei
öffentlichen Beschaffungen zu
fördern.»

Förderwürdig:«Bestimmte
Personengruppen»
Der Passus hat allerdings auch
einen ersten Teil. Demnach sei
der Regierungsrat ermächtigt,
im Rahmen der staatsvertrag-
lichen Verpflichtungen Bestim-
mungen zu erlassen, «um die
Interessen bestimmter Perso-
nengruppen» bei öffentlichen
Beschaffungenzu fördern.Daes
dafür keine eingrenzenden
Bestimmungen gibt, wäre es
durchaus dem Buchstaben des
Gesetzes entsprechend, würde
damit etwa die bestimmte Per-
sonengruppe der Rotarier ge-
fördert.

Die explizite Aufforderung
zur Ungleichbehandlung ist
zwarnicht imSinnederErfinder
desBeschaffungsgesetzes.Doch
auf solcheFeinheitenkannnicht
zwingend Rücksicht nehmen,
wer sich selbst in trockenerMa-
terie für dasGute einsetzt.

«Klar ist:
DieStrom-
undGaspreise
werdenweiter
steigen.»

ClausSchmidt
CEO IWB

Mehr Container,
weniger Öl
Rheinhäfen Im ersten Quartal
2022 wurden in den Schwei-
zerischenRheinhäfen inBasel,
Birsfelden und Muttenz weni-
ger Güter umgeschlagen. Die
1,2Millionen Tonnen entspre-
chen gegenüber dem Vorjahr
einem Rückgang um 7,8Pro-
zent. «Rückläufig waren vor
allem Importe von Mineral-
ölprodukten, zunehmend die
Einfuhren von landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen und Bau-
stoffen», teiltendieRheinhäfen
gestern mit. Deutlich zugelegt
habe der Containerbereichmit
nahezu 37000 Einheiten
(+31Prozent).

Die Entwicklung verlief in
den einzelnen Häfen sehr
unterschiedlich. Kleinhünin-
gen mit Schwerpunkt Contai-
nerverkehr übertraf mit
377000TonnendenVorjahres-
wert um fast 8Prozent; im Au-
hafen Muttenz mit Schwer-
punkt Mineralöl sank der Um-
schlag derweil um nahezu
einen Viertel auf 325000 Ton-
nen. Auf Vorjahresniveau lag
derUmschlag inBirsfeldenmit
400000Tonnen. (rae)

«Musicalbad»
beschäftigt Politik
Grosser Rat Das lang ersehnte
Olympiabeckensoll imMusical-
Theater realisiertwerden (diebz
berichtete). Während dies die
SchwimmerinnenundSchwim-
mer freut, stehen auf der ande-
ren Seite Kulturliebhaber, wel-
che den Verlust des Musical-
Theaters beschäftigt.

Nunwird sich auch die Poli-
tikmit denPlänenauseinander-
setzen: GLP-Grossrat und Kul-
turpolitiker JohannesSieberhat
eine Interpellation eingereicht.
Er will vom Regierungsrat wis-
sen, ob sich diese über die Fol-
gen der Umnutzung bewusst
sind. Und fragt etwa, ob die Re-
gierungweiss, dassdasMusical-
Theater neben Musicals auch
für viele andere Produktionen
genutzt werde. Ausserdem will
Sieber wissen, ob die alternati-
ven Räumlichkeiten überhaupt
geeignet seien für jene Produk-
tionen. Auch, wie viele andere
Standorte neben dem Musical-
Theater fürdieUmsetzungeiner
Schwimmhalle geprüft worden
seien. Ebenfalls imVorstoss ab-
gehandelt sindFragennachden
Kosten. (elk)


